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INHALT 

ANGELA   MERKEL  ZU   BIO-   UND   GENTECHNIK: 

Wir haben einen 
eindeutigen Fixpunkt 

"as menschliche Leben 
beginnt mit der Ver- 
schmelzung von Ei- und 
Samenzelle. 

Diesen Satz bekräftigt 
a'e CDU in ihrem Positions- 
PaPier zur Bio- und Gen- 
echnik, das der Bundesvor- 
stand am 28. Mai in Berlin 
Schlossen hat. Er folgt da- 

mit einem Entwurf des stell- 
vertretenden Parteivorsit- 
zenden Jürgen Rüttgers und 
spricht sich gegen die so ge- 
nannnte verbrauchende Em- 
bryonenforschung aus. 

Angela Merkel: „Diese 
eindeutige Festlegung ist 
auch der Fixpunkt unserer 
Diskussion." (Seite 3) 

FRIEDRICH   MERZ: 

Ohne Ökosteuer läge der 
Preis für einen Liter Super 

heute unter der 
Zwei-Mark-Grenze 

SEITE 4 
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Werte achten. Chancen 
nutzen. Für einen verant- 
wortbaren Fortchritt der 

Bio- und Gentechnik. 
Positionspapier 
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L. Meyer H. Gröhe 

JAHRESTAG 

40   JAHRE   AMNESTY   INTERNATIONAL 

Dank an die Verteidiger 
der Menschenrechte 

Anlässlich des 40. Jahres- 
tags der Gründung von 
amnesty international (ai) 
am 28. Mai erklärten 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer und der Vorsit- 
zende des CDU-Bundes- 
arbeitskreises Menschen- 
rechte, Hermann Gröhe: 

Vier Jahrzehnte ai sind 
eine beispiellose Erfolgsge- 
schichte. Amnesty interna- 
tional wurde zum Symbol 
für den Kampf um die welt- 
weite Durchsetzung der 
Menschenrechte. 

Der unermüdliche Ein- 
satz unzähliger ehrenamtli- 
cher Mitarbeiter von ai ist ein 
Hoffnungszeichen für die 
politisch Verfolgten und Un- 
terdrückten auf dieser Welt. 
Die wichtige Arbeit von am- 
nesty international ist nicht 
erfolglos. Amnesty interna- 
tional erreichte bei einem 
Drittel der Menschen, für die 
man sich einsetzte, eine Ver- 
besserung der Lage - die 
Aussetzung der Todesstrafe, 

ein Ende von Misshandlun- 
gen, einen fairen Prozess 
oder gar die Haftentlassung. 
Tausende von Menschen 
verdanken ai ihre Freiheit, 
ihre körperliche Unversehrt- 
heit oder ihr Leben. Für die- 
ses Engagement hat ai unse- 
ren Dank verdient. 

Menschenrechte sind 
eine unverzichtbare Voraus- 
setzung für Demokratie, 
ohne die Frieden und Freiheit 
nicht zu sichern sind. Für die 
CDU sind Menschenrechte 
ein Thema von größter Be- 
deutung. Es ist die Aufgabe 
aller überzeugten Demokra- 
ten, dass die Idee von der 
Universalität der Menschen- 
rechte kein Traum bleibt. 
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BUNDESVORSTAND 

PO S I TIONSPAPIER   ZUR   BI0 -   UND   GENTECHNIK 

„Werte achten. Chancen nutzen" 
Angela Merkel: Vor schwierigen Entscheidungen 

Unter diesen Titel hat die 
CDU die Befürwortung 
eines verantwortbaren 
Fortschritts der Bio- und 
Gentechnik gestellt und 
damit - noch vor allen an- 
deren Parteien - das Sig- 
nal für den Beginn einer 
Diskussion gegeben, deren 
Ergebnis auch die in 
großer Ferne liegende Zu- 
kunft der Menschen ele- 
mentar bestimmen wird. 

Entsprechend wohl über- 
'egt die Festlegungen, die 
die Mitglieder des Bundes- 
vorstands getroffen haben, 
aber auch der Verzicht auf 
Festlegung, wo der Prozess 
der Meinungsbildung in der 
Partei noch nicht abge- 
flossen ist. 

Ergebnis: Klares Nein • 
2u-r Erzeugung menschli- 
cher Embryonen zu For- 
schungs- und gewerblichen 
Zwecken • zum „therapeu- 
tlschen Klonen" • zu ge- 
feiten Eingriffen in die 
menschliche Keimbahn. 

Schwer wiegen die Be- 
denken derer, die die Präim- 
P!antationsdiagnostik (PID) 
^lehnen. Andererseits gibt 
es Argumente, die sie als Er- 
eiferung des Spektrums 
v°rgeburtlicher Diagnostik 

sehen. AngelaMerkel: „Poli- 
tik muss das Recht haben, 
sich für die Beratung schwie- 
riger Fragen ausreichend Zeit 
zu nehmen-vor allem, wenn 
wie in diesem Fall kein un- 
mittelbarer Handlungsbe- 
darf besteht." 

Fragen der Bio- und Gen- 
technik lassen sich deshalb 
nicht leicht beantworten, 
weil es auch in anderen eu- 
ropäischen Ländern bisher 
noch keine für alle verbindli- 
chen Grenzsetzungen gibt. 
Die Parteivorsitzende for- 
derte deshalb die Bundesre- 
gierung auf, ihrerseits tätig zu 
werden und wenigstens die 
bereits unterschriftsreif vor- 

liegende Bioethik-Konven- 
tion des Europarats zu unter- 
zeichnen. 

Jürgen Rüttgers bekräf- 
tigte die Grundüberzeugung 
der CDU: „Die Würde des 
Menschen ist ein absoluter 
Wert. Er kann durch nichts 
relativiert werden. Das Le- 
bensrecht behinderter Kin- 
der auch nur in Frage zu stel- 
len, ist und bleibt Unrecht." 

Angela Merkel: „Die 
CDU steht vor schwierigen 
Gewissensentscheidungen. 
Wir werden die Diskussion 
im Geist der Toleranz 
führen und Positionen ande- 
rer gelten lassen und re- 
spektieren." 

ANGELA MERKEL im Musterland 
der Informationsgesellschaft: Am 23. 
und 24. Mai hat die Parteivorsitzende 
zusammen mit den Internet-Beauf- 
tragten von Partei und Bundestags- 
fraktion, Thomas Heilmann und Mar- 
tina Krogmann MdB, Finnland be- 
sucht. Sie hat sich über die Entwick- 
lung der Informationstechnologien in den skandinavi- 
schen Ländern informieren. Neben politischen Themen 
bei der finnischen Staatspräsidentin Tarja Halonen, bei 
Premierminister Lipponen und dem Minister für Trans- 
port und Komunikation Heinonen standen Treffen mit 
Vertretern der finnischen IT-Branche auf dem Programm. 
Unter anderem besuchte die Partei Vorsitzende die Firmen 
Nokia, Sonera Corporation, Iobox und MoreMagic. 
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STEUERREFORM 

FRIEDRICH   MERZ: 

Ohne Ökosteuer läge der Liter Super 
heute unter zwei Mark 

Es ist noch keine zwei 
Wochen her, da saß mir 
Finanzminister Eichel 
abends in einer ZDF- 
Talkshow gegenüber und 
pries seine Steuerreform. 
Die leichte Heiterkeit, die 
er damit bei Diskutanten 
und Studiopublikum aus- 
löste, rührte daher, dass 
knapp ein Jahr danach 
niemand mehr das Thema 
„Steuerreform" auf dem 
Erfolgskonto der Regie- 
rung verbucht. Es kommt 
- das ist den meisten inzwi- 
schen klar-schlicht nichts 
beim Steuerzahler an. 

Fände die Fernsehde- 
batte heute Abend statt, so 
bezweifele ich stark, dass 
Hans Eichel diesen Exkurs 
nochmals riskieren würde, 
denn inzwischen müsste er 
gegen neue Zahlen argu- 
mentieren. 

Die Inflationsrate 
macht Eichel „schon 

ein paar Sorgen" 

Das Statistische Bundes- 
amt beziffert das reale 
Wachstum aller in Deutsch- 
land erbrachten Produkti- 
ons- und Dienstleistungen in 

den ersten drei Monaten die- 
ses Jahres mit nur 1,6 % ge- 
genüber dem 1 .Quartal 
2000. Den nächsten Schlag 
versetzt uns der Preisanstieg 
vom Mai: voraussichtlich 
3,5%, so hoch wie seit De- 
zember 1993 nicht mehr! 
Dazu vernehmen wir vom 
Finanzminister, die Inflati- 
onsrate mache ihm „schon 
ein paar Sorgen"; die gehe 
vor allem auf die Preise an 
den Tankstellen(!) und für 
Lebensmittel zurück. Dann 
lobt er die längerfristigen 
Tarifabschlüsse zwischen 
Arbeitgebern und Gewerk- 
schaften und wendet sich an 
die Unternehmen: sie stün- 
den jetzt in der Verantwor- 
tung, mit Preisdisziplin 
ihren Beitrag zu leisten. Das 
erinnert stark an den Bun- 
deswirtschaftsminister, der 
den Autofahrern angesichts 
der Öko-Steuer unlängst den 

Rat erteilte, sie mögen ein- 
fach weniger tanken. 

Eichel weiß, dass der 
Preis an der Tankstelle für ei- 
nen Liter Super ohne seine 
Öko-Steuer heute unter der 
Zwei-Mark-Grenze läge. 
Und Preisdisziplin verlangt 
er von denen, die er bei seiner 
Steuerreform von jeder nen- 
nenswerten Erleichterung 
ausgenommen hat: dem Mit- 
telstand. Dessen Produktion 
lahmt, weil die Auftragsein- 
gänge und damit die Um- 
sätze zurückgehen. Gleich- 
zeitig steigen die Erzeuger- 
preise mit 5,4 % so stark wie 
letztmals vor fast 20 Jahren. 

Es geht um Arbeitsplätze 

Es scheint, als habe Hans 
Eichel den Sinn einer Steu- 
erreform nicht wirklich ver- 
standen: es geht nicht 
darum, durch Zuwendungen 
einen Teil der Bevölkerung 
zu besänftigen und damit ru- 
hig zu stellen, sondern 
darum, Investitionen zu för- 
dern. Dem Mittelstand fehlt 
dieser Anreiz zur Zeit völlig- 
von Vertrauen in die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik 
ganz zu schweigen.        U" 
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HANSJüRGEN   DOSS   UND   PETER   RAUEN: 

Besorgniserregende Wirtschaftsdaten - 
aber Schröder lässt die Dinge schleifen 

Die deutsche Wirtschaft 
befindet sich auf Talfahrt. 
Das Wirtschaftswachs- 
tum hat sich innerhalb ei- 
nes Jahres halbiert. Die 
Produktion lahmt. Die 
Auftragseingänge sinken. 
Die Umsätze bei Hand- 
werk und Einzelhandel ge- 
ben zurück - gelähmt 
durch steigende Energie- 
preise und Ökosteuer. Die 
•*ot-grüne Steuerreform 
,st praktisch wirkungslos 
verpufft. 

Diese besorgniserregen- 
den Wirtschaftsdaten wer- 
den unter dieser Bundesre- 
gierung noch mit einer mas- 
siven Verschlechterung der 
^reisperspektiven kombi- 
n'ert. Die Verbraucher- 
Preise dürften im Mai erst- 
mals seit vielen Jahren wie- 
der die 3%-Marke überstei- 
gen. Der Anstieg der Erzeu- 
gerpreise liegt mit 5,4 % auf 
dem höchsten Stand seit fast 
20 Jahren. Und die sich ver- 
wende Talfahrt des Euro 
he'zt das Inflations- 
schwungrad weiter an. 
* Wie lange will die Bun- 
desregierung diese Ent- 
wicklung noch schleifen las- 
sen? m wie iange son der 

WachstumsmotorNr. 1-der 

Mittelstand - noch mit 
steuerlichen und büro- 
kratischen Behinderun- 
gen   drangsaliert   wer- 
den? • Wie lange will 
die     Bundesregierung 
noch beim Absturz der 
Bauwirtschaft   tatenlos     H 

zusehen? • Wie lange 
sollen Euro-Schwäche und 
Inflation       hingenommen 
werden? 

Wenn die Regierung 
Schröder nicht endlich han- 
delt, dann steuert sie mit ih- 
rer Wirtschafts- und Finanz- 
politik auf eine Stagflation 
zu. Dann droht wirtschaftli- 
che Stagnation mit Inflation. 

Handeln Sie endlich: 
Herr Bundeskanzler! 

Die Quittung für 
eine zutiefst mittel- 

standsfeindliche Wirt- 
schafts- und Arbeits- 

marktpolitik 

Der nochmalige Rück- 
gang des Wirtschaftswachs- 
tums im 1. Quartal 2001 und 
der dramatische Verfall des 
Ifo-Geschäftsklima-Index 
sind die bittere Quittung ei- 
ner zutiefst mittelstands- 
feindlichen      Wirtschafts- 

Doss P. Rauen 

und Arbeitsmarktpolitik 
und einer völlig unzurei- 
chenden Steuerentlastung 
der mittelständischen Wirt- 
schaft von Seiten der Bun- 
desregierung. 

Während sich Rot-Grün 
im vergangenen Jahr 
zunächst noch auf den von 
der früheren Bundesregie- 
rung initiierten Strukturre- 
formen und einer Export- 
blüte infolge des schwa- 
chen Euros ausruhen 
konnte, machen sich nun 
die fehlenden Strukturre- 
formen vor allem auch auf 
dem Arbeitsmarkt drama- 
tisch bemerkbar. 

Das Einzige, was unter 
Rot-Grün immer stärker 
wächst, sind die Lebenshal- 
tungskosten für die Endver- 
braucher. Die für April er- 
wartete Preissteigerungs- 
rate von 3,2 % ist doppelt so 
hoch wie das reale Wirt- 
schaftswachstum. UD 
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ARBEITSMARKT 

THEMEN-BRIEFING   II 

Wir wollen die Rahmenbedingungen für 
einen Beschäftigungsboom schaffen 

I. Warum ist der 
Arbeitsmarkt für die 

CDU ein Thema? 

• Es gibt in Deutschland 
fast 4 Millionen gemeldete 
Arbeitslose. 
• Obwohl die Wirtschaft bis 
vor kurzem deutlich ge- 
wachsen ist, hat sich der 
harte Kern der Arbeitslosig- 
keit weiter verfestigt. 33,8 % 
der Arbeitslosen sind mitt- 
lerweile länger als 12 Mo- 
nate arbeitslos. 
• Arbeitslosigkeit ist mit 
weitem Abstand das für die 
Bürger wichtigste politische 
Problem (63 % Nennungen; 
infratest-dimap) 

II. Daten und Fakten 
zum Arbeitsmarkt 

• Der Arbeitsmarkt 
stagniert: 

Die Zahl der Erwerbstäti- 
gen ist saisonbereinigt im 
Februar 2001 nicht gestie- 
gen (Statistisches Bundes- 
amt). Die Zahl der Arbeits- 
losen ist saisonbereinigt im 
April 2001 leicht gestiegen 
(+ 6.000), nachdem sie be- 

reits im ersten Quartal zuge- 
nommen hatte (durch- 
schnittl.+ 11.000). 

• Es gibt genug Arbeits- 
möglichkeiten: 

Im April 2001 gab es 
580.000 bei den Arbeitsäm- 
tern gemeldete Stellen. Die 
Bundesanstalt geht davon 
aus, dass nur 1/3 der Stellen 
gemeldet wird. Insgesamt 
bedeutet dies 1,7 Millionen 
offene Stellen. 2000 wurden 
fast 1,1 Mio. Arbeitserlaub- 
nisse für ausländische Ar- 
beitnehmer erteilt, 4/5 des- 
halb, weil sich kein deut- 
scher Arbeitnehmer für die 
Stelle fand. Das bedeutet 
grundsätzlich weitere 
880.000 Arbeitsplätze. 

Ende April waren 
215.700 Ausbildungsplätze 
unbesetzt (8 % mehr als im 
April 2000), 321.000 Be- 
werber (5 % weniger als im 
April 2000) zählten als nicht 
vermittelt. 

Die Zahl der Überstunden 
in Deutschland wird auf 2 
Milliarden pro Jahrgeschätzt. 
Die Schwarzarbeit wächst 
mehr als dreimal so schnell 
wie die legale Wirtschaft (ge- 
schätzt 9 % pro Jahr). 

• Bei der Arbeitslosigkeit 
ist Deutschland 2000 im 
EU-Vergleich weiter abge- 
sackt (von Platz 9 auf 10). 
• Die 36 Arbeitsämter mit 
der geringsten Arbeitslosen- 
quote liegen alle in unions- 
geführten Bundesländern 
(Baden-Württemberg, Bay- 
ern, Hessen). 

III. Was sagt die 
Bundesregierung zum 

Thema Arbeit 

„ Wenn wir es in den ersten 
Jahren nicht schaffen, die 
Arbeitslosigkeit deutlich zu 
senken, dann haben wir es 
nicht verdient, weiter zu re- 
gieren ", sagte Schröder am 
Sonntag auf einer Wahl- 
kampfveranstaltung in 
Nürnberg. 

Tagesspiegel, 27.5.1998 

Auf der zentralen Mai-Kund- 
gebung des Deutschen Ge- 
werkschaftsbunds (DGB) in 
Hannover kündigte Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
(SPD) an, die Bundesregie- 
rung wolle die Zahl der 
Arbeitslosen bis zum Ende 
der Wahlperiode im Jahr 
2002  auf „deutlich   unter 
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-J.5 Millionen Menschen 
senken". 

Handelsblatt, 2.5.2000 

»Ich habe ein Ziel definiert, 
das ich gerne erreichen 
möchte, nämlich zum Ende 
der Legislaturperiode die 
Arbeitslosigkeit unter drei 
Millionen gebracht zu ha- 
ben." ZDF, 4.3.2001 

»Auch ein altes Zirkuspferd 
in der Manege arbeitet gele- 
gentlich etwas holprig " - mit 
diesem Bild versuchte Ger- 
hard Schröder am Montag 
die Verwirrung um seine 
Äußerung zum Abbau der- 
Arbeitslosigkeit zu klären. 
'•••/ ein Regierungssprecher 
[sah sichj -" der Erklärung 
veranlasst, dies werde erst 
für das Jahr 2005 angepeilt. 

Bis 2002 bleibe es bei der 
Vorgabe „unter 3,5 Millio- 
nen". Dem schloss sich der 
Kanzler dann am Montag an 
und führte ein „Missver- 
ständnis" als Ursache an: 
3,5 Millionen seien das, 
„was ich nicht gesagt habe, 
aber sagen wollte." 

afp, 5.3.2001 

IV. Welche Botschaft 
hat die CDU 

Die CDU will die Rah- 
menbedingungen für einen 
Beschäftigungsboom schaf- 
fen. Dazu werden wir die 
richtigen    Anreize   setzen 

auf Seiten der Unternehmen: 

• durch Deregulierung des 

Arbeitsmarktes, flexiblere 
Arbeitszeitmodelle und 
Rücknahme der beschäfti- 
gungsfeindlichen Regelun- 
gen von Rot-Grün (630- 
Mark-Gesetz, des Schein- 
selbständigkeitsgesetz, 
Rechtsanspruch auf Teil- 
zeitarbeit) 
• durch radikale Steuersen- 
kungen und -Vereinfachun- 
gen für alle nach einem 
CDU-Wahlsieg 2002. 
Kleine und mittlere Be- 
triebe, die die meisten Ar- 
beitsplätze stellen und neu 
schaffen, werden durch So- 
fortmaßnahmen entlastet: 
• Vorziehen der Steuerre- 

formschritte 2003 und 
2005 

• Gleichbehandlung von 
Personen- und Kapitalge- 
sellschaften 

Zahl der gemeldeten Arbeitslosen und offenen Stellen 
(saison berein igt in Tausend, Bundesanstalt für Arbeit) 

4102 4110 
fca 

Okl 98 

3930 "" 3882 

Jan 99 Apr 99 Jul 99 Okt 99 Jan 00 Apr 00 Jul 00 Okl 00 Jan 01 Apr 01 
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ARBEITSMARKT 

• Aussetzung der Ökosteuer 
• durch die Förderung be- 
trieblicher Lösungen in al- 
len Fragen des Arbeitsver- 
hältnisses: 
• Möglichkeit der Vorab- 

vereinbarung des Ver- 
zichts auf Kündigungs- 
schutzklagen gegen Ab- 
findung 

• Möglichkeit    befristeter 
Beschäftigungsverhält- 
nisse insbesondere für äl- 
tere  Arbeitnehmer aus- 
dehnen 

• Ablehnung der einseiti- 
gen Stärkung der Funk- 
tionäre durch das neue Be- 
triebsverfassungsgesetz, 

aufSeiten der Arbeitnehmer: 

• durch die strikte Einhal- 
tung des Lohnabstandsge- 
bots. Wer arbeitet, soll mehr 
haben als der, der nicht ar- 
beitet. Im Niedriglohnsektor 
wollen wir mit staatlichen 
Zulagen Anreize setzen. 
• durch konsequente Kür- 
zung der Arbeitslosenhilfe 
bei Nichtannahme zumutba- 
rer Arbeit 
• durch schrittweise Zu- 
sammenführung der Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe. 

V. Was sagt die 
Presse? 

Deutschlands Manager ha- 
ben kein Vertrauen in die Ar- 

beitsmarktpolitik der Bun- 
desregierung. Drei Viertel 
(73 %) der im Handelsblatt 
Business-Monitor befrag- 
ten Führungskräfte glauben 
nicht, dass Bundeskanzler 
Gerhard Schröder (SPD) 
sein selbst gestecktes Ziel 
erreichen wird, die Zahl der 
Arbeitslosen bis zum Ende 
der Legislaturperiode im 
kommenden Jahr auf 3,5 
Mill, zu reduzieren. 

Handelsblatt, 18.5.2001 

Ökonomen halten es ange- 
sichts der seit Jahresbeginn 
anhaltenden Stagnation am 
A rbeitsmarkt fast für ausge- 
schlossen, dass Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
(SPD) sein selbst gestecktes 
Ziel noch erreichen kann, 
die Arbeitslosenzahl im 
kommenden Jahr auf unter 
3,5 Millionen zu drücken. 
(...) Die Bundesregierung 
könne ihr Ziel bis zur Bun- 
destagswahl allenfalls noch 
erreichen, wenn sie durch 
neue arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen bisher arbeits- 
los gemeldete Personen 'aus 
der Statistik verschwinden' 
lasse. 

Handelsblatt, 9.5.2001 

Bessere Quote durch Stati- 
stik. Mit einschneidenden 
Änderungen bei der statisti- 
schen Erhebung will die 
Bundesregierung ihr Ver- 
sprechen einhalten, die Ar- 

beitslosenzahl bis zum 
Wahltag 2002 kräftig zu sen- 
ken . Bundesarbeitsminister 
Walter Riester (SPD) plant, 
gleich mehrere Gruppen aus 
der Bilanz herauszuneh- 
men. So sollen die über 58- 
Jährigen künftig nicht mehr 
in die Statistik einbezogen 
werden. Die älteren Arbeit- 
nehmer - rund 400 000 - 
stünden für den Arbeits- 
markt praktisch nicht mehr 
zur Verfügung, da sie oft 
selbst keinen Job mehr 
wollten und in diesem Alter 
auch nicht mehr vermittel- 
bar seien. 

Focus, 14.5.2001 

Während des Aufschwungs 
hätte Rot-Grün die Gunst 
der Stunde nutzen und mehr 
Reformen zur Stabilisierung 
des Wachstums auf den Weg 
bringen können. Insbeson- 
dere auf dem Arbeitsmarkt 
wäre das nötig: Denn etwas 
ist faul, wenn die Wirtschaft 
erst um drei Prozent wach- 
sen muss, bevor die Arbeits- 
losigkeitzurückgeht. 

Tagesspiegel, 11.4.2001 

Jetzt rächt sich für den 
Kanzler, dass er bei seinen 
Zielen für den Arbeitsmark' 
nur auf die gute Konjunktur 
und den Effekt der demogrci- 
fischen Entwicklung setzte- 
Rund die Hälfte des Rück- 
gangs der Arbeitslosigkeit 
ist bislang die Folge davon, 
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dass mehr ältere Beschäf- 
tigte in Rente gehen als 
Schüler ins Berufslehen. 
Wesentliche Reformen des 
Arbeitsmarktes wurden da- 
gegen immer wieder ver- 
drängt.  Woche, 12.4.2001 

Für Schröder und seine 
Mannschaft rächt sich nun, 
dass sie die wenigen Ansätze 
Zl*r A rbeitsmarktfiexibili- 
sierung, die noch unter Kohl 
unternommen wurden, wie- 
der rückgängig gemacht ha- 
ben und die Belastung mit 
Sozialabgaben nicht deut- 
lich genug zurückfahren, 
ferner lässt Rot-Grün neue 
Wege der Beschäftigungs- 
Jörderung meistens nur in 
Modellprojekten schmoren 
und führt über befristete 
"ertrage, Teilzeitanspruch 
und Mitbestimmung schär- 
fere Regulierungen wieder 
e'n. Echte strukturelle Re- 
formen am Arbeitsmarkt 
s'nd nicht in Sicht. 

Handelsblatt 9.5.2001 

üas zunächst erfolgreich 
Wiederbelebte Bündnis für 
A'beit wurde kürzlich in 
Leitartikeln zum 'Bündnis 
ohne Arbeit' umgetauft. 
Was ist dabei schief gelau- 
fen? Eigentlich nichts, denn 

'slang wurde kaum etwas 
gewagt. 

Frankfurter Rundschau, 
14.5.2001 

BETRIEBSVERFASSUNGSGESETZ 

Minderheitenrechte abgeschafft 
Anlässlich einer Anhör- 
ung zur Novellierung des 
Betriebsverfassungsge- 
setzes (BetrVG) erklär- 
ten die Berichterstatterin 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dorothea 
Störr-Ritter, und der 
Vorsitzende der Arbeit- 
nehmergruppe, Gerald 
Weiß: 

Mittelstand, Minder- 
heiten und einzelne Arbeit- 
nehmer sind die Verlierer 
der von der rot-grünen 
Bundesregierung geplan- 
ten Reform des Betriebs- 
verfassungsgesetzes. Das 
ist das Ergebnis einer An- 
hörung, die die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion mit 
Vertretern von mittelstän- 
dischen Unternehmen und 
Verbänden, von kleineren 
Gewerkschaften und 
christlich-sozialen Organi- 
sationen durchgeführt hat. 

Neue Lasten 

Viele Regelungen des 
Gesetzentwurfs bürden der 
Wirtschaft - nicht zuletzt 
dem Mittelstand - neue La- 
sten, zusätzliche Kosten 
und mehr Bürokratie auf. So 
soll in Betrieben ab 100 Be- 

schäftigten der Arbeitgeber 
verpflichtet werden, eine 
Ablehnung von Vorschlä- 
gen des Betriebsrates zur 
Beschäftigungssicherung 
schriftlich zu begründen. 

Einhellige Kritik 

Von den mittelständi- 
schen Betrieben wurde kri- 
tisiert, dass durch den Ge- 
setzentwurf der Regierung 
wirtschaftlich notwendige 
Maßnahmen zurZukunfts- 
sicherung der Unterneh- 
men und ihrer Arbeits- 
plätze erschwert würden. 
Die Sachverständigen be- 
mängelten, dass die Inter- 
nationalisierung gerade 
auch der mittelständischen 
Wirtschaft bei dem Re- 
formvorhaben überhaupt 
keine Rolle spiele. Fatal 
seien auch neue bürokrati- 
sche Hemmnisse und ge- 
rade kleine und mittlere 
Betriebe treffende Kosten- 
belastungen. 

Von der Bürokratie pro- 
fitieren allenfalls Funk- 
tionäre. Auch die Abschaf- 
fung der Minderheiten- 
rechte dient vor allem 
dazu, Klientelinteressen zu 
bedienen. 

UID 17/2001 -9 



'Aus   DER   CDU/CSU-BUNDESTAGS FRAKTION 

Positive Anreize 
• Chancen für mehr Lei- 
stung bei gleichzeitigem 
Bürokratieabbau sehen die 
Kommunalpolitiker von 
CDU und CSU in den besse- 
ren Koordination von Ar- 
beitlosen- und Sozialhilfe 
und der damit verbundenen 
Zusammenlegung von Ar- 
beits- und Sozialämtern. Ei- 
gentliches Ziel: Arbeits- 
fähige Sozialhilfeempfän- 
ger sollen dieselben Mög- 
lichkeiten haben, einen re- 
gulären Joib zu bekommen, 
wie Bezieher von Arbeitslo- 
senhilfe. Peter Götz, kom- 
munalpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Wir wol- 
len, dass Arbeit auch bei 
niedrigen Löhnen zu mehr 
Einkommen führt als die so 
genannte Stütze. Dafür 
brauchen wir positive An- 
reize, aber auch strafende 
Sanktionen bei Arbeitsver- 
weigerung." 

Steuer-kraftlos 
• Die rot-grüne Koalition 
will im so genannten „Job- 
Aktiv-Gesetz" Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen 
noch weiter erleichtern. 
Dazu der mittelstandspoliti- 
sche Sprecher der 
CDU/CSU, Hansjürgen 
Doss: „Wir sind im Gegen- 
teil der Meinung, dass das 
bestehende Gießkannen- 
prinzip bei Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen der Bun- 

desanstalt für Arbeit been- 
det werden muss." Denn ins- 
besondere in den neuen Län- 
dern kann häufig genug kein 
privates mittelständisches 
Gewerbe und damit auch 
keine Steuerkraft entstehen - 
eben weil vorhandene Auf- 
träge durch Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen erledigt 
werden. 

Missgeburt 
• Bei der SPD hat sich of- 
fenbar die Einsicht duchge- 
setzt: Die Ökosteuer war 
eine Missgeburt. Zu deren 
Abschaffung fehlt ihr aller- 
dings der Mut. Gerda Has- 
selfeldt, finanzpolitische 
Sprecherin der CDU/CSU: 
„Die Leidtragenden sind 
insbesondere die Pendler, 
die nächstes Jahr noch ein- 
mal zur Kasse gebeten wer- 
den sollen, nachdem sie be- 
reits durch die Euro-Um- 
rechnung bei der Entfer- 
nungspauschale im Jahr 
2002 um rund430 Millionen 
Mark geprellt sein werden." 

Virtuelles Spielgeld 
• SPD-Haushälter Kröning 
will die Personalstärke der 
Bundeswehr noch weiter re- 
duzieren: auf nurmehr 
250.000 Mann, während 
Scharping von den heute 
340.000 Soldaten auf 
285.000 runter will. Krö- 
ning sagt nicht, wie 
Deutschland mit noch weni- 

ger Personal und noch weni- 
ger Geld seinen Verpflich- 
tungen nachkommen soll, 
wo verstärkte internationale 
Zusammenarbeit sogar zu- 
sätzliche Finanzmitteln 
nötig macht. Paul Breuer, 
verteidigungspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU: 
„Kröning schweigt sich 
überhaupt darüber aus, wie 
die Finanzierung der Bun- 
deswehr dauerhaft sicher 
gestellt werden soll. Ver- 
kaufs- und Verwertungser- 
löse aus Bundeswehrvermö- 
gen sind jedenfalls nur virtu- 
elles Spielgeld und keine 
Lösung." 

Durchgefallen 
• Zum zweiten Mal keine 
Mehrheit für den Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung 
zur Bildung von Maßstäben 
für den neuen Länderfinanz- 
ausgleich. Nach einer 16:0- 
Ablchnung im Bundesrat ist 
Eichels Konzept auch bei 
der Sachverständigenan- 
hörung geradezu „versenkt" 
worden. Hauptkritikpunkte: 
vom Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts nur abge- 
schrieben, einzelne Rege- 
lungen zu unbestimmt, ohne 
jede Vorstellung von den fi- 
nanziellen Folgen. Heinz 
Seiffert und Steffen Kanv 
peter, zuständig in der 
CDU/CSU für den Länderfi- 
nanzausgleich: „Wir for- 
dern die  Bundesregierung 
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auf, umgehend einen neuen 
Entwurf eines Finanzaus- 
gleichsgesetzes vorzule- 
gen." 

At-Tacke 
• Inmitten einer Phase der 
Remonopolisierung auf 
dem deutschen Telekom- 
munikationsmarkt erwartet 
der Staatssekretär im Bun- 
deswirtschaftsministerium 
ein baldiges Ende der Regu- 
lierung. Da ist es nicht ver- 
wunderlich, dass die Wett- 
bewerber der Deutschen Te- 
lekom AG immer deutlicher 
eine Kompetenzverlage- 
rung nach Brüssel verlan- 
gen. Elmar Müller, Be- 
richterstatter der CDU/CSU 
'ür Post-und Telekommuni- 
kation: „Jüngste Entschei- 
dungen der Regulierungs- 
behörde wie z.B. bei der 
Entgeltentscheidung für den 
Zugang zur Teilnehmeran- 
Schlussleitung erfordern 
ener eine Verlängerung der 
Regulierung. Staatssekretär 
Alfred Tacke müsste sich ei- 
gentlich sogar dafür einset- 
?en, das Regulierungs- 
tempo zu beschleunigen." 

Signalwirkung 
* Die CDU/CSU hat im 
Deutschen Bundestag den 
Antrag auf Einrichtung ei- 
nes „Fonds zur Unterstüt- 
Zu-ng der Doping-Opfer der 
DD

R" gestellt. Es sollen 
Mittel zur Verfügung ge- 

PETER PAZIOREK UND KURT-DIETER GRILL: 

Erkundung fortsetzen 
Aus Anlass eines Arbeits- 
besuchs am Standort Gor- 
leben haben der umweltpo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und der Berichterstatter für 
Energiepolitik im Umwelt- 
ausschuss des Deutschen 
Bundestages die Aufhe- 
bung des von der Bundes- 
regierung verhängten Mo- 
ratoriums gefordert: 
Es ist nicht hinzunehmen, 
dass die Regierung die Er- 
kundung des Salzstocks in 

stellt werden, um den Be- 
troffenen gesundheitliche 
Fürsorge zu sichern und den 
beruflichen Einstieg zu er- 
leichtern. Klaus Riegert, 
sportpolitischer Sprecher 
der Fraktion: „Wir sind si- 
cher, dass eine positive Be- 
schlussfassung eine Signal- 
wirkung auch für den Deut- 
schen Sportbund, das Natio- 
nale Olympische Komitee 
und für die Pharmaindustrie 
haben wird." 

Der falsche Weg 
• Für Dezember dieses Jahr 
soll auf Mallorca und auf 
den anderen baleari sehen 
Inseln eine Ökosteuer einge- 
führt werden. Die Touris- 
muspolitiker der CDU/CSU 

Gorleben als Endlager bis 
zu zehn Jahre aussetzen 
will. Gespräche mit Exper- 
ten und Betroffenen vor 
Ort haben uns einmal mehr 
bestätigt, dass die Bundes- 
regierung rein politisch- 
ideologische motiviert ist. 
Sie verschiebt die Entsor- 
gungsfrage aufkommende 
Generationen und nimmt 
den Verlust von Know- 
how und den Weggang von 
hochqualifizierten Wis- 
senschaftlern in Kauf. 

beurteilen diese Absicht 
äußerst skeptisch und be- 
fürchten nicht nur die Ver- 
teuerung eines der beliebt- 
sten Reiseziele der Deut- 
schen, sondern auch eine ne- 
gative Signalwirkung auf 
andere Reiseländer bei der 
Erschließung zusätzlicher 
Einnahmequellen. Klaus 
Brähmig, Vorsitzender der 
Arbeitsgruppe Tourismus 
der CDU/CSU, und Ernst 
Hinsken, tourismuspoliti- 
scher Sprecher der CSU- 
Landesgruppe: „Ebenso das 
Ziel einer Angleichung der 
Rahmenbedingungen für 
die Tourismuswirtschaft in- 
nerhalb der Europäischen 
Union rückt damit in weite 
Ferne." UD 
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WERNER   WITTLICH: 

Ökologisch falsch und wirtschaftlich 
nicht vertretbar 

Der Entwurf der Bundes- 
regierung für ein Zwangs- 
pfand auf Getränke wird 
von der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion abge- 
lehnt. Er ist ökologisch 
falsch und in wirtschaftli- 
cher Hinsicht nicht ver- 
tretbar. 

1991 wurden in Deutsch- 
land 19,4 Milliarden Liter 
Getränke in Mehrwegfla- 
schen abgefüllt. 1998 waren 
es nach uns vorliegenden In- 
formationen mehr als 22,5 
Milliarden Liter in Mehr- 
weg. Das ist kein Rückgang, 
sondern eine Steigerung um 
16 Prozent. 

Damit die positive Ent- 
wicklung der zurückliegen- 
den Jahre weitergeht, muss 
Mehrweg in zeitgemäßer 
Form geschützt werden. 
Deshalb will die CDU/CSU- 
Fraktion, dass die Wirt- 
schaft künftig sicherstellt, 
dass mindestens 24 Milliar- 
den Liter Getränke in ökolo- 
gisch vorteilhaften Ver- 
packungen abgefüllt wer- 
den. Das unterstützt auch die 
mittelständischen Klein- 
brauereien. 

Die Wirtschaft be- 
kommt damit eine neue 
Messlatte,   die   Mehrweg- 

schutz auf hohem Niveau 
mit einem höheren Maß 
an Flexibilität verbindet. 
Diese anspruchsvolle Ver- 
pflichtung der Wirtschaft 
soll mit harten Sanktions- 
mechanismen verbunden 
werden, falls die Ziele nicht 
erreicht werden. 

Was würde durch das 
Zwangspfand erreicht? Der 
Einzelhandel wäre gezwun- 
gen, Rücknahmeautomaten 
für leere Flaschen und Do- 
sen aufzustellen. Nach Be- 
rechnungen wird dies fast 3 
Milliarden Mark kosten. 
Dazu kommen jedes Jahr er- 
hebliche Betriebskosten und 
wirtschaftliche Risiken. 

Das Zwangspfand führt 
deshalb zu einer Verteue- 
rung der Getränke, weil die 
Milliardenkosten für das 
neue Rücknahmesystem gar 
nicht anders finanziert wer- 
den können. Zudem bürdet 

es den Verbrauchern er- 
kennbar sinnlose Tätigkeit 
auf. Das Zwangspfand wird 
in der Praxis genauso unbe- 
liebt werden wie das Abkas- 
sieren des Autofahrers an 
der Zapfsäule. 

Um    seine    Niederlage 
noch abzuwenden, schaltet 

AUS   DER 
BUNDESTAGSREDE 

AM   18.   MAI 

der Bundesumweltminister 

Werbeanzeigen für sein 
Zwangspfand. Die Bundes- 
regierung ist aber nicht be- 
rechtigt, mit dem Geld des 
Steuerzahlers Werbung zu 
bezahlen, um in einer lau- 
fenden Beratung die politi- 
sche Opposition niederzu- 
walzen. 

Der Bundesumweltmini- 
ster wird sein Ziel nicht er- 
reichen, sondern Opposition 
und Länder nur noch weiter 
gegen sich aufbringen. Er 
wird nicht verhindern kön- 
nen, dass am Ende des 
Weges ein Kompromiss 
ohne Zwangspfand steht, 
der für Umwelt, Verbrau- 
cher und Wirtschaft die bes- 
sere Lösung ist. V" 
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DAS BUNDESWEIT bis 
her einzige in Fertigbauweise 
gebaute Gefängnis, in dem 
Schwer- und Schwerstkri- 
minelle untergebracht wer- 
den, ist nach 8-monatiger 
Bauzeit in Weiterstadt in Be- 
trieb genommen worden. 
»Dieses neue Haftgebäude", 
erklärte der hessische Justiz- 
minister Christaen Wagner, 
''ist ein wichtiger Schritt zum 
Abbau der Überbelegung in 
den hessischen Justizvoll- 
zugsanstalten." 

ANSTEIGENDE PREISE 
und die Straffung der Geldpo- 
btik, warnt der Bundesver- 
band deutscher Banken, wür- 
den die Folge sein, wenn sich 
die Tarifparteien in Europa 
angesichts der Wachstums- 
abschwächung im Euro- 
Raum nicht auf maßvolle 
Lohnrunden verstehen soll- 
ten. Mit der Zinssenkung in 
der zweiten Mai woche sei je- 
denfalls die Europäische Zen- 
tralbank gegenüber der Lohn- 
Politik bereits in Vorleistung 
getreten. 

D'E GERINGSTE ZAHL 
an Verkehrstoten in einem 
^arz seit Einführung der Un- 
fallstatistik 1953 hat das Sta- 
l'stische Bundesamt in Wies- 
baden letzte Woche mitge- 
teilt: 483 und zehn Prozent 
Weniger als im gleichen Mo- 
rdes Vorjahres. Von Januar 
"is   März   hat   die   Polizei 

556.600 Straßenverkehrsun- 
fälle erfasst. Dabei wurden 
1.458 Menschen getötet, 
101.300 verletzt. 

250 MARK müssten für je- 
den ostdeutschen Bürger zu- 
sätzlich investiert werden, 
wenn die ostdeutschen Kom- 
munen im Standortwettbe- 
werb die gleichen Chancen 
haben sollen wie die in West- 
deutschland. Diese Forde- 
rung hat der Deutsche Land- 
kreistag (DLT) an Bundes- 
kanzler Schröder gerichtet 
und kann sich dabei auf ein 
Gutachten des Deutschen In- 
stituts für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW) berufen, das 
die infrastrukturelle Lücke 
zwischen ost- und westdeut- 
schen Kommunen auf 180 bis 
300 Milliarden Mark ge- 
schätzt hat. 

DIE   STECKNADEL im 
Heuhaufen muss man suchen, 
wenn man Leukämiekranken 
helfen will. Bei inzwischen 
773.000 verzeichneten Spen- 
dern in der weltweit größten 
Einzeldatei sind die Aussich- 
ten auf Erfolg recht gut; und 
trotzdem muss weiter gewor- 
ben werden, damit es mög- 
lichst für jeden Kranken auch 
den genetischen Zwilling 
gibt. Am Tag der Lebens- 
spende (28. Mai) melden sich 
zahlreiche Prominente zu 
Wort-Justus Frantz, Dagmar 
Berghoff, Uschi Glas -, die 

entweder bereits potenzielle 
Stammzellspender sind oder 
sich neuerdings dazu bereit 
erklärt haben. 

3000  KULTURPREISE 
werden in Deutschland ver- 
geben. Gesamtwert: knapp 
104 Millionen Mark. Durch- 
schnittliches Preisgeld der 
mehr als 9.000 Ausgezeich- 
neten im Jahr. 11.000 Mark. 
Wie das Zentrum für Kultur- 
forschung in Bonn weiter er- 
mittelte, hat die Zahl der 
Preise seit 1995 um die Hälfte 
zugenommen. Die meisten 
werden in der Sparte Literatur 
vergeben (498), dicht gefolgt 
von Musik (463) und bilden- 
der Kunst (421). 

NEWSLETTER als Visi- 
tenkarte eines Unternehmens 
kommen immer mehr in 
Mode. Ihre Funktionen: • 
Öffentlichkeitsarbeit • Ima- 
getransfer • Kundenbindung 
und • Neukundenakquisa- 
tion. Mit der Frage, wie man 
die Möglichkeiten des news- 
letters am besten nutzt, haben 
sich jetzt die media works- 
hops von news aktuell be- 
schäftigt. Dabei wurden nicht 
nur journalistisches Grund- 
kenntnisse aufgefrischt, son- 
dern auch angemessene Dar- 
stellungsformen bis hin zum 
Einsatz von Bildern erarbei- 
tet. Ziel: maßgeschneiderte 
Konzepte. 

UD 
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ANNETTE  WIDMANN - MAUZ: 

Bisher in Deutschland übliche Standards 
auf umstrittenes EU-Niveau gesenkt 

Zur angekündigten Ein- 
führung eines Ökosiegels 
erklärte die Verbrau- 
cherschut/.beauft ragte 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 
Tatsächlich werden dadurch 
die bisher in Deutschland üb- 
lichen Standards für Ökopro- 
dukte auf den umstrittenen 
EU-Standard gesenkt. Künf- 
tig muss längst nicht mehr al- 
les „öko" sein, was als „öko" 
gekennzeichnet ist. 

Denn nach der zugrunde- 
liegenden EU-Verordnung 
führt bereits die Umstellung 
von Teilen der konventio- 
nellen Produktion z.B. auf 
Ökolandbau oder Viehpro- 
duktion dazu, dass auf einen 
Schlag die gesamte Produk- 
tion als „öko" zertifiziert 
wird, obwohl nur Teile der 
Produktion tatsächlich 
„öko" sind. Die Verbraucher 
kaufen in gutem Glauben 
„Öko" Produkte, obwohl es 
sich um konventionelle Er- 
zeugnisse handeln kann. 
Dies ist staatlich organisier- 
ter Etikettenschwindel und 
bewusste Irreführung der 
deutschen Verbraucher. 

Statt ausschließlich den 
hohen deutschen Standard 
nach   der   Arbeitsgemein- 

schaft ökologischer Landbau 
(AGÖL) zugrundezulegen, 
geht es Frau Künast wieder 
einmal um puren Aktionis- 
mus - die schnelle Schlag- 
zeile geht vor Gewissenhaf- 
tigkeit. Offenbar sieht die 
Bundesverbraucherministe- 
rin nur noch auf dem Wege 
einer Absenkung des Qua- 
litätsstandards die Möglich- 
keit, ihr selbst gestecktes Ziel 
von 20 % Marktanteil von 
Öko-Produkten zu erreichen. 

Ökobetriebe vor 
großen Problemen 

Das leichtfertige Verhal- 
ten von Frau Künast stellt die 
deutschen Verbraucher und 
die Öko-Produzenten vor 
große Probleme. 
• Was soll aus den deut- 
schen Ökobetrieben werden, 
die bisher im Vertrauen an 

die deutschen Standards qua- 
litativ auf höchstem Niveau 
produziert haben und diesen 
Standard auch in Zukuntt 
einhalten wollen? Sie wer- 
den künftig einer Vielzahl 
ausländischer Billigimpor- 
teure gegenüberstehen, die 
auf abgesenktem Qualitäts- 
niveau Ökoprodukte anbie- 
ten, die wederden bisherigen 
deutschen Qualitätsnormen 
entsprechen noch nicht ein- 
mal mehr „öko" sein müssen. 
Zahlreiche Betriebe werden 
die Produktion umstellen 
oder schließen müssen. 
• Wie will Frau Künast si- 
cherstellen, dass die an deut- 
sche Öko-Standards ge- 
wohnten Verbraucher nicht 
verunsichert werden, wenn 
künftig Produkte als „Öko" 
angepriesen werden, die aus 
konventioneller Produktion 
stammen können? 

Mit der Absenkung der 
Standards auf EU-Niveau hat 
Frau Künast Verbrauchern 
und Ökobetrieben einen 
Bärendienst erwiesen. Ihre 
Ankündigung, sich bis 2003 
auf eine Übernahme der 
deutschen Standards durch 
die EU einzusetzen, ist weiße 

Salbe - ernsthaft glaub! 
daran kein Experte. ü" 
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HANS-GERT   PöTTERING   ZUR   REDE   LIONEL   JOSPINS:: 

Eine Mischung von positiven und 
negativen Vorschlägen 

Premierminister Lionel 
Jospin hat zur Europapo- 
''tik das lang erwartete 
Signal gegeben, dass die 
französische Regierung 
auch in Zukunft eine maß- 
gebliche Rolle bei der Ent- 
wicklung der Perspekti- 
ven für die Europäische 
Union spielen wird, hat der 
Vorsitzende der EVP-ED- 
Fraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert 
Pöttering, die Rede des 
französischen Premiermi- 
nisters kommentiert. 

Nach den Vorschlägen 
von Präsident Jacques Chi- 
rac und deutschen Politi- 
kern, insbesondere Außen- 
minister Fischer und Bun- 
deskanzler Schröder, sei 
nies ein weiterer wichtiger 
beitrag, um der Debatte über 
"ie Zukunft der Union neuen 
Schwung zu geben und sie 
weiter voranzubrigen. 

Die Inhalte der Rede Jo- 
spins wertete Pöttering sehr 
gemischt. Über die konkre- 
en Vorschläge Jospins 
Werde im einzelnen noch in- 
tensiv diskutiert werden 
Müssen. In einer ersten Be- 
wertung bemerkte Pöttering 
Positiv die grundsätzliche 
Befürwortung    einer    eu- 

ropäischen Verfassung so- 
wie der Idee eines Konvents 
zur Erarbeitung dieser Ver- 
fassung. Dies entspreche 
den von der EVP formulier- 
ten Vorschlägen. Ebenfalls 
zu begrüßen sei der Vor- 
schlag, den Kommissions- 
präsidenten aus der Mitte 
der politischen Strömung, 
die aus den Wahlen zum Eu- 
ropäischen Parlament als 
Sieger hervorgegangen ist, 
zu benennen. Diese Benen- 
nung, so Pöttering, müsse 
konsequenterweise durch 
eine Wahl durch das Eu- 
ropäische Parlament ge- 
schehen. Positiv sei auch der 
Vorschlag, dass der Mini- 
sterrat in allen Gesetzge- 
bungsakten mit qualifizier- 
ter Mehrheit abstimmen 
solle wie die Einrichtung ei- 
nes ständigen Ministerrates. 
Bedauerlich sei allerdings, 
dass   Jospin    keine    Vor- 

schläge für mehr Transpa- 
renz und Öffentlichkeit des 
Rates vorlege. Auch die 
Vorschläge zum Ausbau ei- 
nes europäischen Rechts- 
raumes und einer europäi- 
schen Staatsanwaltschaft 
geben die richtige Richtung 
an, erklärte Pöttering. 

Kritik übte Pöttering aber 
an sozialistischen Grund- 
konzepten der Rede, wie 
z.B. der Einrichtung eines 
Fonds für Konjunkturmaß- 
nahmen und dem uneinge- 
schränkten Festhalten an 
den öffentlichen Diensten. 
Auf diese Weise könne nicht 
mehr Wettbewerbsfähigkeit 
erreicht werden. 

Kritisch wertete Pötte- 
ring auch den Vorschlag zur 
Einsetzung eines „Kongres- 
ses" der nationalen Parla- 
mente. Die Aufgabe der na- 
tionalen Parlamente sei es, 
die nationalen Regierungen 
im Ministerrat zu kontrollie- 
ren, während das Europäi- 
sche Parlament direkt von 
den Bürgern gewählt werde, 
um ihre Rechte auf europäi- 
scher Ebene wahrzuneh- 
men, insbesondere das Le- 
gislativ- und das Haushalts- 
recht, sowie die Kontrolle 
der Exekutive. UD 
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ENTSCHÄDIGUNG 

Rechtssicherheit 

Die hochbetagten ehe- 
maligen ausländischen 
Zwangsarbeiter und die an- 
deren NS-Geschädigten 
können aufatmen. Die in der 
Stiftungsinitiative zusam- 
mengeschlossenen deut- 
schen Unternehmen sehen 
die von ihnen verlangte 
„ ausreichende Rechtssi- 
cherheit " in den Vereinigten 
Staaten als gegeben an. Da- 
mit ist der Weg frei für die 
Erklärung der Rechtssi- 
cherheit durch den Bundes- 
tag und für den Beginn der 
Auszahlungen. 

Frankfurter Allgemeine 

Spätes Ende 

Die deutsche Wirtschaft 
hat gut daran getan, das 
Kapitel um die Entschädi- 
gung der NS-Zwangsarbei- 
ter nach zwei langen Jahren 
des Verhandeins und Zö- 
gerns endlich mit einer po- 
sitiven Botschaft abzusch- 
ließen. Nach dem neuerli- 

chen Durchbruch vor den 
New Yorker Gerichten, wo 
die wichtigsten Sammelkla- 
gen gegen deutsche Unter- 
nehmen verhandelt worden 
sind, war die Stiftungsinitia- 
tive gefordert, einen politi- 
sche und weniger eine juri- 
stische Entscheidung zufal- 
len. Dazu gehört vor allem 
die Feststellung, dass nach 
Abweisung der von den Op- 
fern angestrengten Klagen 
jetzt endlich ausreichende 
Rechtssicherheit in der 
Weise hergestellt worden 
ist, dass die deutschen Fir- 
men nicht zweimal in An- 
spruch genommen werden - 
einmal durch Einzahlung in 
den Stiftungsfonds und ein 
weiteres Mal durch eine 
theoretisch immer noch 
denkbare Verurteilung zum 
Schadensersatz durch ein 
ausländisches Gericht. 

Handelsblatt 

GESUNDHEIT 

Selbst entscheiden 

Für die Finanznöte der 
gesetzlichen Krankenkas- 
sen gibt es kein Allheilmittel. 

Aber es gibt bessere und 
schlechtere Lösungsan- 
sätze. Die Kollektivhaftung 
der Ärzte für überschrittene 
Arzneimittelbudgets hat 
sich als nicht praktikabel er- 
wiesen. Schlimmer noch: 
Patienten wurden Leistun- 
gen von Ärzten verweigert, 
weil diese befürchteten, 
dafür in Regress genommen 
zu werden. Statt eine Be- 
handlung nicht zu erhalten, 
sollten Versicherte selbst 
entscheiden, welche Lei- 
stungen sie abgedeckt haben 
wollen. Noch lehnt Ulla 
Schmidt die Begrenzung der 
gesetzlichen Krankenkas- 
senleistungen auf Kern- 
elemente ab, wie es die Kas- 
senärzte fordern. Ihr Argu- 
ment: Niemand könne sich 
seine Krankheiten aussu- 
chen. Das stimmt. Aber es 
gibt durchaus Bereiche, bei 
denen eine Kostenüber- 
nahme durch die Versicher- 
tengemeinschaft in Frage 
gestellt werden kann. 

Generalanzeiger, Bonn 

Recht auf Wahrheit 

Umverteilen   heißt   die 
alte Leier, mit der Bundes- 
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gesundheitsministerin Ulla 
Schmidt die Probleme lösen 
H///; Den Kassenwechsel 
einschränken, mehr Geld 
aus dem Risikostrukturaus- 
gleich locker machen und 
schließlich Ärzte und Klini- 
ken zur Sparsamkeit drän- 
gen. Das alles mag zwar 
kurzfristig die Leiden des 
Gesundheitswesens lin- 
dern; heilen wird es sie 
'licht. Die gesetzliche Kran- 
kenversicherung stößt an 
>hre Leistungsfähigkeit. Es 
'v/ eine Frage von wenigen 
Jahren, vielleicht sogar nur 
Monaten, bis das System un- 
terfinanziert ist. Daraus 
folgt; Entweder müssen die 
Einnahmen steigen oder 
nicht mehr alles medizinisch 
Mögliche kann von den Kas- 
s?n bezahlt werden. Doch 
davon will Schmidt nichts 
bissen: Nächstes Jahr ist 
Bundestagswahl. Und es ist 
^'enig populär, den Versi- 
cherten für die Erhaltung 
Und Wiederherstellung ih- 
'e>' Gesundheit mehr Geld 
°bzuverlangen. Aber die Be- 
tr°ffenen hat ein Recht dar- 
auf, die Wahrheit zu erfah- 
'en - und die heißt: So wie 
"isher geht es nicht weiter. 

Berliner Zeitung 

NAHOST 

Zynisch 

Gewalt erzeugt Gegen- 
gewalt. Wohin diese Spirale 
führt, lässt sich zurzeit im 
Nahen Osten beobachten. 
Nur wenige Schritte noch, 
dann stürzt die Region 
erneut in einen Krieg. Und 
dennoch ergreift niemand 
ernsthaft eine Initiative zur 
Eindämmung des israe- 
lisch-palästinensischen 
Konflikts. Im Gegenteil: Es- 
kalation bestimmt den Takt 
der Krise. Mit dem Einsatz 
von Kampfflugzeugen hat 
Scharon Öl ins Feuer der 
Palästinenser gegossen. 
PLO-Chef Jassir Arafat 
kommt das sehr gelegen, hat 
er sich doch bewusst für den 
Terror entschieden. So 
kann er sein Volk der Welt 
noch besser in der Opfer- 
rolle vorführen - eine Poli- 
tik, die an Zynismus kaum 
noch zu überbieten ist. 
Wenn den Hitzköpfen dies- 
und jenseits des Gazastrei- 
fens schon jegliche Ver- 
nunft abhanden kommt, 
dann wird es Zeit, dass der 

Druck   von  außen  erhöht 
wird. Handelsblatt 

KRIMINALITÄT 

Gute Nachrichten? 
Die Polizei sieht 

es anders 

Glaubt man der Krimina- 
litätsstatistik für das Jahr 
2000, dann darf Bundesin- 
nenminister Otto Schily zu 
Recht gute Nachrichten ver- 
breiten. Die Zahl der 
Straftaten sank um etwa 
500.000: die Aufklärungs- 
c/uote schwerer Gewaltver- 
brechen wie Mord, Tot- 
schlag oder Vergewaltigun- 
gen ist mit neunzig respek- 
tive 80 Prozent die beste seit 
1966. Fürwahr gute Nach- 
richten. Umso ärgerlicher 
ist es, dass man dennoch ver- 
wirrt zurückbleibt. Denn die 
Gewerkschaft der Polizei 
spricht von einer bewussten 
Täuschung der Bevölke- 
rung. Ihr Vorsitzender Kon- 
rad Freiberg zitiert „wis- 
senschaftliche Studien ", die 
belegten, dass die Dunkel- 
ziffer zehnmal so hoch sei. 

Stuttgarter Zeitung 
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'INNERE   SICHER HE IT 

ERWIN   MASCHEWSKI: 

Kriminalität bekämpfen - Vertrauen 
in den Rechtsstaat wieder herstellen 

Anlässlich der vom Bun- 
desinnenminister am 22. 
Mai vorgestellten polizeili- 
chen Kriminalitätsstati- 
stik erklärte der innenpo- 
litische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Die Statistik gibt viel her 
- sogar eine „gute Arbeit" 
des Bundesinnenministers 
Otto Schily. Anders sieht die 
Wirklichkeit aus: Der Dro- 
genhandel nimmt zu, die 
Gewaltkriminalität nimmt 
zu, der Kreditkartenbetrug 
nimmt zu, um nur einige 
Teilbereiche zu nennen. Die 
Bürgerinnen und Bürger 
fühlen sich angesichts der 
Tatsache, dass die rot-grüne 
Regierung mit ihrer eigenen 
Statistik zufrieden ist, nicht 
weniger vom Verbrechen 
bedroht. Sie haben kaum 
noch Vertrauen in den 
Rechtsstaat und seine Straf- 
verfolgungsbehörden. 

Rückläufige Zahlen 
kein Anlass 

zur Erleichterung 

Der Kriminalitätsstand 
ist auch durchschnittlich 
weiterhin auf einem hohen 

Niveau. Noch immer sind 
6.264.723 Straftaten poli- 
zeilich erfasst. Zwar ist ein 
Rückgang von 0.6 Prozent 
zu verzeichnen. Diese leicht 
rückläufigen Zahlen geben 
keinen Anlass zur Erleichte- 
rung. Die Aussagekraft der 
polizeilichen Kriminalitäts- 
statistik ist nämlich einge- 
schränkt, da ein großer Teil 
der begangenen Straftaten 
im Dunkelfeld liegt und 
nicht erfasst wird. Die Stati- 
stik gibt nur das sogenannte 
Hellfcld wieder - das ist das, 
was der Polizei bekannt ge- 
geben wird. 

Die Gewerkschaft der 
Polizei geht davon aus, dass 
die Zahl der Straftaten zehn- 
mal so hoch ist wie offiziell 
bekannt. Auch wenn man 
dies nur zur Hälfte unter- 
stellt, ist das Ergebnis immer 
noch mehr als dramatisch. 
Viele Straftaten werden gar 

nicht mehr angezeigt. Ange- 
sichts der Aufklärungsquo- 
ten bei Diebstählen und Ein- 
brüchen haben die Bürger 
das Vertrauen in die Straf- 
verfolgung verloren. 

Die Früchte unserer 
Arbeit geerntet 

Allerdings ist unabhän- 
gig von der grundsätzlich 
immer auftretenden Dun- 
kelfeldproblematik festzu- 
stellen, dass die Gesamtzahl 
der polizeilich erfassten 
Straftaten im Jahr 2000 den 
niedrigsten Stand seit 1993 
erreichthat. Das liegt vor al- 
lem daran, dass hier die 
Früchte der Arbeit der frühe- 
ren CDU/CSU-Bundesre- 

gierung geerntet werden- 
Denn wir haben unsere Ver- 
antwortung ernst genom- 
men und viel für die innere 
Sicherheit getan. 

Wir haben z.B. 1992 das 
Gesetz zur Bekämpfung des 
illegalen Rauschgifthandels 
und anderer Erscheinungs- 
formen der organisierten 

Kriminalität, 1993 das 
Geldwäschebekämpfungs- 
gesetz und 1994 das Verbre- 
chensbekämpfungsgesetz 
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mit wichtigen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der organi- 
sierten Kriminalität,ver- 
abschiedet. 1998 wurden die 
Regelungen nochmals 
durch Einführung der aku- 
stischen Wohnraumüber- 
wachung und des sogenann- 
ten Lauschangriffes verbes- 
sert. Nicht unerwähnt blei- 
ben darf die Einführung der 
Wegfahrsperre, die zu ei- 
nem erheblichen Rückgang 
der Kraftfahrzeugdiebstähle 
geführt hat. 

Bemerkenswert ist aller- 
dings auch, dass die Ge- 
samtzahl der Straftaten 
zurückgegangen ist, demge- 
genüber sich aber die Zahl 
der erfassten Tatverdächti- 
gen mit 2.286.373 um 1 Pro- 
zent erhöht hat! DerTatver- 
dächtigenanteil von Perso- 
len ohne deutsche Staatsan- 
gehörigkeit beträgt 25,8 %. 

Besonders besorgniser- 
regend ist, dass die ohnehin 
hohe Gewaltkriminalität im 
Vergleich zum Vorjahr 
nochmals angestiegen ist - 
niit einer auffälligen Zu- 
nahme der gefährlichen und 
schweren Körperverletzun- 
gen. 

Gleichermaßen besorg- 
niserregend ist der deutliche 
anstieg der registrierten 
Rauschgiftdelikte um 7,8 %. 
'n den neuen Ländern nahm 
d'e registrierte Rauschgift- 
kriminalität sogar um 12,8 
Dozent zu. 

^ 

Außerdem hat die Kre- 
ditkartenkriminalität wei- 
terhin ungebremst zuge- 
nommen. Der Anstieg be- 
trägt 54 %. Angesichts der 
Bedeutung der Zahlungs- 
karten im Lastschriftver- 
kehr sowie an Geldausga- 
ben-Automaten kann das 
nicht einfach hingenommen 
werden. Die fortschreitende 
Technisierung des Zah- 
lungsmittelverkehrs ver- 
langt schnelle Lösungen. 

Es ist insoweit unerläss- 
lich, konsequent Strategien 
zur Bekämpfung dieser Be- 
trugsform zu entwickeln. 

Was ohne großen 
Aufwand möglich ist 

Die CDU/CSU fordert 
zunächst die Wirtschaft im 
Interesse ihrer Kunden dazu 
auf, mehr zur Verhinderung 
des Missbrauchs zu tun. Das 
ist ohne großen Aufwand 
möglich. 
• Die Karten müssen so ver 

schickt werden, dass 
Postverluste ausge- 
schlossen sind. 

• Statt mit Magnetstreifen 
müssen die Karten mit fäl- 
schungssicheren Chips 
ausgestattet werden. 

• Zur sicheren Identitäts- 
feststellung sollte die EC- 
Karte mit einem Foto des 
Karteninhabers ausge- 
stattet werden. 

Die polizeiliche Krimi- 
nalstatistk zeigt also deut- 
lich, dass die Sorgen und 
Ängste der Bevölkerung 
ernst zu nehmen sind und die 
derzeitige Bundesregierung 
auch auf diesem wichtigen 
Feld versagt hat. Bei Rot- 
Grün herrscht auch bei 
Prävention und Repression 
der allgemeinen Krimina- 
lität Funkstille. 
• Wir werden deshalb in un- 

serer Rolle als Opposition 
nicht nachlassen, dem 
entgegenzuwirken. 

• Wir werden deshalb an 
unsere Arbeit während 
der Regierungszeit an- 
knüpfen und die geschaf- 
fenen gesetzlichen 
Grundlagen zur Krimina- 
litätsbekämpfung weiter 
ausbauen. 

• Wir werden deshalb ein 
zweites Verbrechens- 
bekämpfungsgesetz auf 
den Weg bringen. 
Darüber hinaus werden 

wir uns für eine verstärkte 
Videoüberwachung an 
Brennpunkten im öffentli- 
chen Raum einsetzen. Wir 
wollen auch dafür sorgen, 
dass die Anwendung des 
Gen-Tests im Kampf gegen 
Sexualverbrechen an 
Frauen und Kindern erwei- 
tert wird. 

Nur so können wir den 
berechtigten Anliegen unse- 
rer Bürgerinnen und Bürger 
Rechnung tragen. UD 
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'VEREINIGUNGEN 

AKTION   VON   MIT   UND   CDA 

Gemeinsame Ausbildungsbörse 
Die Mittelstand- und 
Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU (MIT) und 
die Christlich-Demokrati- 
sche Arbeitnehmerschaft 
(CDA) haben eine gemein- 
same Ausbildungsbörse 
gestartet. 

Hierzu wurden in den Mit- 
gliedermagazinen der beiden 
Vereinigungen sowie in In- 
fofaxen und im Internet ko- 

V*U/A Anzei- 
gen von jungen Menschen 
veröffentlicht, die einen Aus- 
bildungsplatz suchen bzw. 
von Unternehmen die einen 
Auszubildenden einstellen 
wollen. 

Ziel der Aktion ist es, so 
die Sprecher der beiden Ver- 
einigungen,   einen   prakti- 

schen Beitrag zu einer Ver- 
besserung des Ausbildungs- 
marktes zu leisten. 

Denn hierdurch wird bei- 
den Seiten geholfen: den- 
jenigen, die ausbilden wol- 
len, aber noch keinen geeig- 
neten Lehrling gefunden ha- 
ben, ebenso wie den jungen 
Menschen, die bisher noch 
keinen Ausbildungsplatz 
haben. 

In dem Zusammenhang: 

Bei Bewerbungen um 
eine Lehrstelle (gewerblich- 
technische Berufe) ist für 
Unternehmer wichtig: 

• Beherrschung der 
Grundrechenarten (das sa- 
gen 62% der befragten Un- 
ternehmer) • Schulab- 
schluss  (54%)  •    Allge- 

MIT 
meinbildung (47%) • 
Zeugnisse (47%) • natur- 
wissenschaftliche Kennt- 
nisse (44%) • korrekte 
Rechtschreibung (38%) • 
sprachlicher Ausdruck 
(35%) • Computerkennt- 
nisse (34%) • Praktika 
(33%). 

Das Ergebnis von Be- 
rufseignungstests von 16 
nordrhein-westfälischen In- 
dustrie- und Handelskam- 
mern mit 3.482 Auszubil- 
denden des ersten Lehrjahrs 
zeigt: Die größten Defizite 
bestehen in Mathematik- 
Buch mit sieben Siegeln: 
Dreisatz-, Prozent- und 
Flächenberechnung. 

D ie Hamburger CDU sucht zum 
1. Oktober 200 leine/n 

Landesgeschäftsführer/in 

für die Leitung ihrer Landesgeschäftsstelle 
mit 15 Mitarbeitern. 

Die Stelle wird vakant, weil sich der bis- 
herige langjährige Geschäftsführer einer 
neuen beruflichen Aufgabe zuwendet. 

Das Anforderungsprofil für diese Posi- 
tion beinhaltet:« Berufserfahrung in der 
Partei- oder Verbandsarbeit • Fähigkeit zu 
politisch-strategischem Denken • Kennt- 

nisse in der EDV sowie im Finanz- und 
Spendenwesen • gutes Organisationsta- 
lent • qualifizierte Menschenführung • 
Kreativität. 

Bewerber, die sich für diese vielseitige 
und verantwortungsvolle Aufgabe interes- 
sieren, senden Ihre Unterlagen mit Lebens- 
lauf und Zeugnissen bitte an 

Herrn Dirk Fischer, MdB, 
Landesvorsitzender der 
Hamburger CDU, 
Leinpfad 74, —_ 
22299 Hamburg. 
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IDEENBöRSE 

TIPPS   FÜR   DIE 
PARTEIARBEIT 

• Übersichtlich • informativ 
• prägnant • zuverlässig: das 
s'nd die 4 Haupteigenschaf- 
ten der „lippischen Rose", die 
der Kreisverband Lippe zu- 
sammen mit der CDU-Kreis- 
tagsfraktion in neuer Aufma- 
chung herausgibt. 

Den Herausgebern, Ca- 
jus J. Caesar MdB, Meinolf 
Michels MdB und Manfred 
Luckey MdL, geht es aber 

Erfolgreiche Arbeit der CDU-Kreistagsfral 

Breiter Konsens wird angestrebt 

•' joggst?! ^SgSSgS'S^rS 

FrtnnttreAig»ndarb*HtUrk»n     }?£  ~u—»„«. 

Sr-=3 KSs_H•:SKS^lüe,« 

CDU bietet FH 
-     Gespräche 311    Beratungttfllen /amyfrtfüo ilchern 

&g2§r=   Fraktion unmsiüm SSäSSEFS StSsiLSSSE' 
ESStpi^:      Miathlandiit 

ss.^w^^m s 

Meinolf MiCheU, MdB (MdB liir den Wahl 
kreis Hdater/lipp* II): 
„Wahlkreisarbeit mit 
Bundespolitik vernetzen" 
• Ausbau der Bi fertig 
• Bundeswehrstdndort Aug«sldorf 
• Bahnhofsentwicklung Detmold 
• Fliegerhorst Detmold 
• Renter auf sichere Grundlage stellen 

Manfred Luckey, MdL (Mitglied das Haut- 

kontrollausscnusses und des Unterausschusses 
Personal im Düsseldorfer Landtag): 
»Sozialhaushalt wird zum Stein- 
bruch des Finanzministers". 
• Kritische Auswertung des NRW Haus- 

haltsentwurfes 2001 
• Feuerwehr im Ehrenamt u. a. 

Dirk Tolkemilt (Vorsitzender der Kreistags- 
haltion der CDU Lippe): 

»Wir sind unserer Verantwortung 

gerecht geworden." 
• Konsolidierung der Kreisfinanzen 
• Wesertal-trlöse 
• Gebaudemanagement 
• Zukunflsorlenliertes 

Abfallwirlschaftskonzept u. a. 

nicht nur darum, ihre Leser 
über politische Ziele und 
Entscheidungen der CDU 
zuverlässig zu informieren. 
Die neue „Rose" soll auch 
ein Instrument der Kommu- 
nikation unter Mitgliedern, 
Freunden und Förderern 
sein sowie ein Beitrag zur 
Festigung von Kontakten. 

Wichtiger Bestandteil: 
Seite 3 mit dem Presse-Spie- 
gel, der zeigt, wie die Arbeit 
der Kreistagsfraktion den 
Lesern der Tageszeitungen 
nahe gebracht wird.        UD 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Ob gelb oder blau - der Rucksack ist für jede Gelegenheit ein 
praktischer Begleiter. • Für den Strand, Sport, Sauna oder auf 
Reisen macht er sich einfach unentbehrlich. • Der Seemanns- 
rucksack ist so geräumig, dass bequem Sportschuhe, Tennis- 
schläger und Sportbekleidung in ihm Platz finden. • Der Ruck- 
sack ist aus Strapazierfähigem, robustem und wasserabwei- 
sendem Nylonstoff genäht. • Der rückwärtige Gurt ist gepol- 

stert, eine Innentasche mit 
Handytasche sorgt für ein 
schnelles Wiederfinden der 
Kleinutensilien. • DieTon-in- 
Ton-Stickerei unseres CDU- 
Logos verleiht diesen farben- 
schönen Rucksäcken eine ele- 
gante Note. 

Seemannsrucksack 
„blau" 
Bestel-Nr.: 9661 
Preis je Exemplar: 
34,00 DM 
17,38 EURO 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

Seemannsrucksack 
„gelb" 
Bestel-Nr.: 9662 
Preis je Exemplar: 
34,00 DM 
17,38 EURO 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de    Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingunge 
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Onfer (tXMcooter 

Das Kleine Ding mit der großen 
Leistung! 
Der Scooter ist ein praktisches Fortbewe- 

gungsmittel für „Klein und Groß". • Ob Sie 

durch die Stadt oder zur Arbeit düsen, der 

Scooter ist Ihr handlicher Begleiter. • Be- 

quem und kinderleicht lässt er sich mit weni- 

gen Handgriffen zusammenklappen und in 

dem dazugehörigen Rucksack transportie- 

ren. • Der Rucksack ist mit einem Schulter- 

gurt und einer daran mit Klettverschluss be- 

festigten Handytasche versehen. • Der 

CDU-Scooter ist aus stabilem Aluminium 
und hat ein Gesamtgewicht von 3,1 kg. • Die 

Lenker-Teleskopstange ist 3-fach höhenver- 

stellbar. • Die Bremse befindet sich auf dem 

hinteren Rad. • Der Scooter ist für eine Ge- 
samtbelastung von 200 kg ausgelegt. • Sie 

können mit dem Scooter eine Geschwindig- 

keit bis ca. 30 km/h erreichen. • Der CDU- 

Scooter ist in einer hochwertigen Material- 

ausstattung und Verarbeitung hergestellt. Er 

entspricht nicht nur dem vorgegebenen Stan- 

dart, sondern hat bei mehreren Vergleichs- 

tests mit anderen Scootern gut abgeschnitten 

und liest in der Testliste auf dem 2. Platz. 

Bestell-Nr.: 9673 
Preis je Scooter inkl. Rucksack: 

170.00 DM/86.92 EURO 

UID 17/2001 -23 



UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

; Freiwillig IST UNBEZAHLBAR! 
Der CDU-Bürgerpreis: Wir suchen die Ehrenamtlichen des Jahres. 

BURGER «XTä STAAT 

Teilnahmeunterlagen gibt's bis zum 30. Juni in Ihrer CDU-Geschäftsstelle 
oder im Internet: www.buerger-machen-staat.de. CDU 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von allen Kreis-, Stadt- 
und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG-Medienzentrum 
bestellt werden. 
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